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E n t w u r f 
 
 
 

Gesetz, mit dem das Gesetz, womit der Bundespolizeidirektion Wien auf dem Gebiet der Straßenpolizei 
Aufgaben der Vollziehung übertragen werden, das Gesetz, mit dem der Bundespolizeidirektion Wien  

die Mitwirkung an der Vollziehung bestimmter ortspolizeilicher Verordnungen übertragen wird,  
das Parkometergesetz 2006, das Wiener Fiaker- und Pferdemietwagengesetz, das Wiener Fischereigesetz, 
das Wiener Jugendschutzgesetz 2002, das Wiener Kinogesetz 1955, das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz, 
das Wiener Prostitutionsgesetz 2011, das Wiener Tierhaltegesetz, das Wiener Veranstaltungsgesetz und 

das Wiener Veranstaltungsstättengesetz geändert werden  
(Landes-Sicherheitsbehörden-Neustrukturierungs-Gesetz – LSNG) 

 

 

 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

 

Artikel I 

Änderung des Gesetzes, womit der Bundespolizeidirektion Wien auf dem Gebiet der Straßenpolizei 

Aufgaben der Vollziehung übertragen werden 

 

Das Gesetz, womit der Bundespolizeidirektion Wien auf dem Gebiet der Straßenpolizei Aufgaben der Voll-

ziehung übertragen werden, LGBl. für Wien Nr. 30/1960, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. für  

Wien Nr. 30/2000, wird wie folgt geändert: 

 

Im Titel und in § 1 Abs. 1, 2 und 3 wird jeweils das Wort „Bundespolizeidirektion“ durch das Wort 

„Landespolizeidirektion“ ersetzt. 

 

Artikel II 

Änderung des Gesetzes, mit dem der Bundespolizeidirektion Wien die Mitwirkung an der Vollziehung 

bestimmter ortspolizeilicher Verordnungen übertragen wird 

 

Das Gesetz, mit dem der Bundespolizeidirektion Wien die Mitwirkung an der Vollziehung bestimmter orts-

polizeilicher Verordnungen übertragen wird, LGBl. für Wien Nr. 18/1986, zuletzt geändert durch das Gesetz 

LGBl. für Wien Nr. 51/1993, wird wie folgt geändert: 

 

Im Titel und in § 1 wird jeweils das Wort „Bundespolizeidirektion“ durch das Wort „Landespolizeidirektion“ 

ersetzt. 
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Artikel III 

Änderung des Parkometergesetzes 2006 

 

Das Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. für Wien  

Nr. 45/2012, wird wie folgt geändert: 

 

In § 5 wird das Wort „Bundespolizeidirektion“ durch das Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt. 

 

Artikel IV 

Änderung des Wiener Fiaker- und Pferdemietwagengesetzes 

 

Das Wiener Fiaker- und Pferdemietwagengesetz, LGBl. für Wien Nr. 57/2000, zuletzt geändert durch das Gesetz 

LGBl. für Wien Nr. xx/201x, wird wie folgt geändert: 

 

In den §§ 7 Abs. 2 Z 2 und 15 Abs. 3 wird jeweils das Wort „Bundespolizeidirektion“ durch das Wort  

„Landespolizeidirektion“ ersetzt. 

 

Artikel V 

Änderung des Wiener Fischereigesetzes 

 

Das Wiener Fischereigesetz, LGBl. für Wien Nr. 1/1948, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. für Wien  

Nr. 56/2010, wird wie folgt geändert: 

 

In § 62 Abs. 3 wird das Wort „Bundespolizeidirektion“ durch das Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt. 

 

Artikel VI 

Änderung des Wiener Jugendschutzgesetzes 2002 

 

Das Wiener Jugendschutzgesetz 2002 – WrJSchG 2002, LGBl. für Wien Nr. 17, zuletzt geändert durch das 

Gesetz LGBl. für Wien Nr. 27/2010, wird wie folgt geändert: 

 

In § 13 Abs. 1 wird das Wort „Bundespolizeidirektion“ durch das Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt. 

 

Artikel VII 

Änderung des Wiener Kinogesetzes 1955 

 

Das Wiener Kinogesetz 1955, LGBl. für Wien Nr. 18, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. für Wien  

Nr. 56/2010, wird wie folgt geändert: 

 

1. In den §§ 2a Abs. 5, 3 Abs. 5, 5 Abs. 9 und 18 Abs. 1 wird jeweils das Wort „Bundespolizeidirektion“  

durch das Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt. 
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2. In den §§ 5 Abs. 6, 11 Abs. 2, 14 Abs. 1 und 4 sowie 15 Abs. 2 wird jeweils das Wort  

„Bundes-Polizeidirektion“ durch das Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt. 

 

Artikel VIII 

Änderung des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes 

 

Das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz – WLSG, LGBl. für Wien Nr. 51/1993, zuletzt geändert durch das Gesetz 

LGBl. für Wien Nr. 25/2010, wird wie folgt geändert: 

 

Im Titel, in Art. I § 5 Abs. 2 und 3 sowie in Art. II wird jeweils das Wort „Bundespolizeidirektion“ durch das 

Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt. 

 

Artikel IX 

Änderung des Wiener Prostitutionsgesetzes 2011 

 

Das Wiener Prostitutionsgesetz 2011 – WPG 2011, LGBl. für Wien Nr. 24, wird wie folgt geändert: 

 

In den §§ 3 Abs. 3 und 4, 5 Abs. 5, 17 Abs. 8 sowie 20 Abs. 4 wird jeweils das Wort „Bundespolizeidirektion“ 

durch das Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt. 

 

Artikel X 

Änderung des Wiener Tierhaltegesetzes 

 

Das Wiener Tierhaltegesetz, LGBl. für Wien Nr. 39/1987, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. für Wien  

Nr. 17/2012, wird wie folgt geändert: 

 

In den §§ 5a Abs. 8, 6 Abs. 1, 8 Abs. 2, 10 Abs. 2 und 11 Abs. 1 sowie in der Überschrift zu § 11 wird jeweils 

das Wort „Bundespolizeidirektion“ durch das Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt. 

 

Artikel XI 

Änderung des Wiener Veranstaltungsgesetzes 

 

Das Wiener Veranstaltungsgesetz, LGBl. für Wien Nr. 12/1971, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. für 

Wien Nr. xx/201x, wird wie folgt geändert:  

 

In den §§ 5 Abs. 2 und 3, 7 Abs. 5 und 6, 8 Abs. 4, 15 Abs. 7, 18 Abs. 5, 19 Abs. 4, 20 Abs. 4, 21 Abs. 5, 22 

Abs. 1 und 2, 23 Abs. 1, 24 Abs. 4, 5 und 7, 25 Abs. 1, 2, 4, 5 und 6, 26 Abs. 4, 28 Abs. 2 sowie 35 Abs. 1, 3 

und 4 wird jeweils das Wort „Bundespolizeidirektion“ durch das Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt. 
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Artikel XII 

Änderung des Wiener Veranstaltungsstättengesetzes 

 

Das Wiener Veranstaltungsstättengesetz, LGBl. für Wien Nr. 4/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. 

für Wien Nr. 19/1999, wird wie folgt geändert: 

 

In den §§ 13 Abs. 8 sowie 20 Abs. 2 und 3 wird jeweils das Wort „Bundespolizeidirektion“ durch das Wort 

„Landespolizeidirektion“ ersetzt. 

 

Artikel XIII 

 

Dieses Gesetz tritt mit 1. September 2012 in Kraft. 

 

 

Der Landeshauptmann:             Der Landesamtsdirektor: 

 
 



zu Beilage Nr. 34 
 
M58/003826/2012 zu eRecht LG – 02541-2012/0001  

 

 
 
 

V o r b l a t t 
 
 
 

zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz, womit der Bundespolizeidirektion Wien auf dem  
Gebiet der Straßenpolizei Aufgaben der Vollziehung übertragen werden, das Gesetz, mit dem  

der Bundespolizeidirektion Wien die Mitwirkung an der Vollziehung bestimmter ortspolizeilicher 
Verordnungen übertragen wird, das Parkometergesetz 2006, das Wiener Fiaker- und Pferde-

mietwagengesetz, das Wiener Fischereigesetz, das Wiener Jugendschutzgesetz 2002, das Wiener 
Kinogesetz 1955, das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz, das Wiener Prostitutionsgesetz 2011, das Wiener 
Tierhaltegesetz, das Wiener Veranstaltungsgesetz und das Wiener Veranstaltungsstättengesetz geändert 

werden (Landes-Sicherheitsbehörden-Neustrukturierungs-Gesetz – LSNG) 
 

 

Ziele und wesentlicher Inhalt: 

Der Bundesgesetzgeber hat zur Schaffung der organisatorischen Voraussetzungen für die Zusammenführung  

der neun Sicherheitsdirektionen, vierzehn Bundespolizeidirektionen und neun Landespolizeikommanden zu  

insgesamt neun Landespolizeidirektionen das BVG Sicherheitsbehörden-Neustrukturierung 2012, BGBl. I  

Nr. 49/2012, erlassen. Die legistische Anpassung auf Bundesebene erfolgte durch das Sicherheitsbehörden-

Neustrukturierungs-Gesetz – SNG, BGBl. I Nr. 50/2012. 

 

Ziel des gegenständlichen Gesetzesentwurfes ist die Anpassung der landesgesetzlichen Bestimmungen an die 

diesbezüglichen Regelungen des Bundes, wobei in den zu ändernden Landesgesetzen lediglich das Wort 

„Bundespolizeidirektion“ bzw. „Bundes-Polizeidirektion“ durch das Wort „Landespolizeidirektion“ ersetzt wird. 

 

Auswirkungen des Regelungsvorhabens: 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften werden durch den gegenständlichen Entwurf keine Kosten  

entstehen. Für das Land Wien ist die Vollziehung dieses Entwurfs mit keinen zusätzlichen Kosten verbunden. 

 

Auswirkungen auf die Bezirke: 

Das Vorhaben hat keine finanziellen Auswirkungen auf die Bezirke.  

 

Wirtschaftspolitische Auswirkungen: 

 
– Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich:  

Keine. 

 

– Auswirkungen in umweltpolitischer, konsumentenschutzpolitischer sowie sozialer Hinsicht: 

Keine 
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Geschlechtsspezifische Auswirkungen: 

Keine. 

 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Die gegenständliche Regelungsmaterie unterliegt keinen speziellen EU-rechtlichen Vorgaben. 

 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 

Keine. 

 
 
 
 



zu Beilage Nr. 34 
T E X T G E G E N Ü B E R S T E L L U N G 

M58/003826/2012 zu eRecht LG – 02541-2012/0001    

 

 
 
 

E n t w u r f 
 
 
Art. I: Änderung des Gesetzes, womit der Bundespolizeidirektion Wien auf dem 
Gebiet der Straßenpolizei Aufgaben der Vollziehung übertragen werden 
 
Gesetz, womit der Landespolizeidirektion Wien auf dem Gebiet der Straßenpolizei 

Aufgaben der Vollziehung übertragen werden 
 
  § 1.  (1) Auf dem Gebiet der Straßenpolizei wird der Landespolizeidirektion Wien 
die Vollziehung in folgendem Umfang übertragen: 
  (a) bis (h) … 
  (2) Die Landespolizeidirektion Wien darf die ihr obliegenden Angelegenheiten 
nicht auf die Gemeinde übertragen. 
  (3) Die Landespolizeidirektion Wien hat bei Amtshandlungen nach Abs. 1 lit. f  
und g dem Magistrat der Stadt Wien Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
 
Art. II: Änderung des Gesetzes, mit dem der Bundespolizeidirektion Wien die 
Mitwirkung an der Vollziehung bestimmter ortspolizeilicher Verordnungen über-
tragen wird 
 

Gesetz, mit dem der Landespolizeidirektion Wien die Mitwirkung an der Voll-
ziehung bestimmter ortspolizeilicher Verordnungen übertragen wird 

 
  § 1. Für die Dauer der Geltung der im § 2 genannten ortspolizeilichen Verordnungen 
hat die Landespolizeidirektion Wien an deren Vollziehung mitzuwirken durch 
  1.  Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungsübertretungen, 
  2.  Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich  
  sind, wie insbesondere die Festnehmung von auf frischer Tat betretenen Personen
  (§ 35 VStG 1950), die Festsetzung und Einhebung einer vorläufigen Sicherheit  
  (§ 37 a VStG 1950) und die Erstattung von Anzeigen, 
  3.  die Festsetzung und Einhebung einer Sicherheit (§ 37 VStG 1950), 
  4.  die Ahndung von Verwaltungsübertretungen mit Organstrafverfügungen  
  (§ 50 VStG 1950) und 
  5.  die Anwendung unmittelbarer Zwangsgewalt im Sinne des § 50  
  Sicherheitspolizeigesetz, BGBl. Nr. 566/1991. 

 
 

GELTENDE FASSUNG 
 
 

 
 
 

Gesetz, womit der Bundespolizeidirektion Wien auf dem Gebiet der Straßenpolizei 
Aufgaben der Vollziehung übertragen werden 

 
  § 1.  (1) Auf dem Gebiet der Straßenpolizei wird der Bundespolizeidirektion Wien 
die Vollziehung in folgendem Umfang übertragen: 
  (a) bis (h) … 
  (2) Die Bundespolizeidirektion Wien darf die ihr obliegenden Angelegenheiten nicht 
auf die Gemeinde übertragen. 
  (3) Die Bundespolizeidirektion Wien hat bei Amtshandlungen nach Abs. 1 lit. f  
und g dem Magistrat der Stadt Wien Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
 
   
 
 
 

Gesetz, mit dem der Bundespolizeidirektion Wien die Mitwirkung an der Voll-
ziehung bestimmter ortspolizeilicher Verordnungen übertragen wird 

 
  § 1. Für die Dauer der Geltung der im § 2 genannten ortspolizeilichen Verordnungen 
hat die Bundespolizeidirektion Wien an deren Vollziehung mitzuwirken durch 
  1.  Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungsübertretungen, 
  2. Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich  
  sind, wie insbesondere die Festnehmung von auf frischer Tat betretenen Personen 
  (§ 35 VStG 1950), die Festsetzung und Einhebung einer vorläufigen Sicherheit  
  (§ 37 a VStG 1950) und die Erstattung von Anzeigen, 
  3.  die Festsetzung und Einhebung einer Sicherheit (§ 37 VStG 1950), 
  4. die Ahndung von Verwaltungsübertretungen mit Organstrafverfügungen  
  (§ 50 VStG 1950) und 
  5. die Anwendung unmittelbarer Zwangsgewalt im Sinne des § 50  
  Sicherheitspolizeigesetz, BGBl. Nr. 566/1991. 
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Art. III: Änderung des Parkometergesetzes 2006 
 
  § 5. Die Überwachung der Einhaltung der mit Verordnung des Wiener 
Gemeinderates angeordneten Kontrollmaßnahmen erfolgt durch die 
Landespolizeidirektion Wien. 
 
 
Art. IV: Änderung des Wiener Fiaker- und Pferdemietwagengesetzes 
 
  § 7.  (1) ... 
  (2) Im Verfahren sind zu hören: 
  1.  die Wirtschaftskammer Wien, insbesondere zur Frage der wirtschaftlichen  
  Leistungsfähigkeit sowie zur Frage, ob die Fiakerkutschen dem überkommenen  
  Traditionsbild im Sinne des § 13 entsprechen; 
  2.  die Landespolizeidirektion Wien; 
  3. die Bezirksvorsteher der betroffenen Bezirke. 
  (3) bis (5) ... 
 
  § 15.  (1) bis (2) ...  
  (3) Der Landespolizeidirektion Wien obliegt: 
  1. die Abgabe von Äußerungen (§ 7 Abs. 2); 
  2. die Überwachung der Einhaltung der Betriebs- und Beförderungsbedingungen, 
soweit sie sich auf Verbote oder eine bestimmte Reihenfolge des Auffahrens auf 
Standplätze, wie etwa Auffahrverbote an bestimmten Tagen oder an bestimmten Orten 
oder eine Platzkartenregelung sowie auf die Fahrgastaufnahme und die 
Kennzeichnung der beim Betrieb des Unternehmens verwendeten Fahrzeuge 
beziehen; 
  3. bei Übertretungen der Betriebs- und Beförderungsbedingungen (Z 2), 
  a) die Erstattung von Anzeigen; 
  b) die Festnahme gemäß § 35 VStG; 
  c) das Absehen von einer Festnahme unter Festsetzung einer vorläufigen Sicherheit  
  gemäß § 37a VStG; 
  4. Abnahme von Nummerntafeln (§ 7 Abs. 5). 
 
 
Art. V: Änderung des Wiener Fischereigesetzes 
 
  § 62.  (1) und (2) ... 
  (3) Die Landespolizeidirektion Wien hat die von ihren Organen dienstlich wahr-
genommenen Übertretungen der §§ 27 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 sowie  

 
  
  § 5. Die Überwachung der Einhaltung der mit Verordnung des Wiener 
Gemeinderates angeordneten Kontrollmaßnahmen erfolgt durch die 
Bundespolizeidirektion Wien. 
 
 
 
 
  § 7.  (1) ... 
  (2) Im Verfahren sind zu hören: 
  1.  die Wirtschaftskammer Wien, insbesondere zur Frage der wirtschaftlichen  
  Leistungsfähigkeit sowie zur Frage, ob die Fiakerkutschen dem überkommenen 
  Traditionsbild im Sinne des § 13 entsprechen; 
  2. die Bundespolizeidirektion Wien; 
  3. die Bezirksvorsteher der betroffenen Bezirke. 
  (3) bis (5) ... 
 
  § 15.  (1) bis (2) ...  
  (3) Der Bundespolizeidirektion Wien obliegt: 
  1. die Abgabe von Äußerungen (§ 7 Abs. 2); 
  2. die Überwachung der Einhaltung der Betriebs- und Beförderungsbedingungen, 
soweit sie sich auf Verbote oder eine bestimmte Reihenfolge des Auffahrens auf 
Standplätze, wie etwa Auffahrverbote an bestimmten Tagen oder an bestimmten 
Orten oder eine Platzkartenregelung sowie auf die Fahrgastaufnahme und die 
Kennzeichnung der beim Betrieb des Unternehmens verwendeten Fahrzeuge 
beziehen; 
  3. bei Übertretungen der Betriebs- und Beförderungsbedingungen (Z 2), 
  a) die Erstattung von Anzeigen; 
  b) die Festnahme gemäß § 35 VStG; 
  c) das Absehen von einer Festnahme unter Festsetzung einer vorläufigen Sicherheit  
  gemäß § 37a VStG; 
  4. Abnahme von Nummerntafeln (§ 7 Abs. 5). 
 
 
   
 
§ 62.  (1) und (2) ... 
  (3) Die Bundespolizeidirektion Wien hat die von ihren Organen dienstlich wahr-
genommenen Übertretungen der §§ 27 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 sowie  
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28 Abs. 2, der zuständigen Behörde anzuzeigen. Die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes haben überdies den nach diesem Gesetz zuständigen Auf-
sichtsorganen über deren Ersuchen zur Sicherung der Ausübung der Überwachungs-
befugnisse gemäß § 58 Abs. 2 lit. a, b, e, f und g im Rahmen ihres gesetzmäßigen 
Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten. 
 
 
Art. VI: Änderung des Wiener Jugendschutzgesetzes 2002 
 
  § 13.  (1) Die Landespolizeidirektion Wien hat an der Vollziehung des § 12 Abs. 1 
mitzuwirken durch 
  a) Maßnahmen zur Vorbeugung gegen drohende Verwaltungsübertretungen und 
  b) Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich 
sind. 
  (2) ... 
 
 
Art. VII: Änderung des Kinogesetzes 1955 
 
  Z 1: § 2a.  (1) bis (4) ... 
  (5) Vor Erteilung der Konzession hat der Magistrat die Landespolizeidirektion 
Wien unter Setzung einer Frist von vier Wochen zur Äußerung aufzufordern. Diese 
Frist ist bei Vorliegen wichtiger Gründe zu verlängern. Der Landespolizeidirektion 
Wien steht gegen den Bescheid des Magistrats das Recht der Berufung zu, wenn die 
Konzession entgegen ihrer Äußerung verliehen oder nicht antragsgemäß beschränkt 
wurde. Werden durch die Erteilung von Aufträgen sicherheitspolizeiliche Interessen 
berührt, ist vorher die Stellungnahme der Landespolizeidirektion Wien einzuholen. 
  (6) bis (7) ... 
 
  § 3.  (1) bis (4) ... 
  (5) Die Bestellung des Pächters und des Geschäftsführers, welche die gleichen 
persönlichen Voraussetzungen wie ein Konzessionär zu erfüllen haben, unterliegt in 
allen Fällen der Genehmigung. Verliert ein Pächter oder Geschäftsführer die 
persönlichen Voraussetzungen für den Konzessionserwerb, ist er vom 
Konzessionsinhaber oder Pächter sogleich zu entheben; wird er nicht enthoben, hat 
der Magistrat die erteilte Genehmigung der Konzessionsausübung durch einen Pächter 
oder Geschäftsführer zurückzunehmen. Vor einer solchen Genehmigung und 
Zurücknahme ist die Landespolizeidirektion Wien zu hören. 
 
 

28 Abs. 2, der zuständigen Behörde anzuzeigen. Die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes haben überdies den nach diesem Gesetz zuständigen Auf-
sichtsorganen über deren Ersuchen zur Sicherung der Ausübung der Überwachungs-
befugnisse gemäß § 58 Abs. 2 lit. a, b, e, f und g im Rahmen ihres gesetzmäßigen 
Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten. 
 
 
 
 
  § 13.  (1) Die Bundespolizeidirektion Wien hat an der Vollziehung des § 12 Abs. 1 
mitzuwirken durch 
  a) Maßnahmen zur Vorbeugung gegen drohende Verwaltungsübertretungen und 
  b) Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich 
sind. 
  (2) ...  
 
 
 
 
  § 2a.  (1) bis (4) ... 
  (5) Vor Erteilung der Konzession hat der Magistrat die Bundespolizeidirektion Wien 
unter Setzung einer Frist von vier Wochen zur Äußerung aufzufordern. Diese Frist ist 
bei Vorliegen wichtiger Gründe zu verlängern. Der Bundespolizeidirektion Wien steht 
gegen den Bescheid des Magistrats das Recht der Berufung zu, wenn die Konzession 
entgegen ihrer Äußerung verliehen oder nicht antragsgemäß beschränkt wurde. 
Werden durch die Erteilung von Aufträgen sicherheitspolizeiliche Interessen berührt, 
ist vorher die Stellungnahme der Bundespolizeidirektion Wien einzuholen. 
  (6) bis (7) ... 
 
  § 3.  (1) bis (4) ... 
  (5) Die Bestellung des Pächters und des Geschäftsführers, welche die gleichen 
persönlichen Voraussetzungen wie ein Konzessionär zu erfüllen haben, unterliegt in 
allen Fällen der Genehmigung. Verliert ein Pächter oder Geschäftsführer die 
persönlichen Voraussetzungen für den Konzessionserwerb, ist er vom 
Konzessionsinhaber oder Pächter sogleich zu entheben; wird er nicht enthoben, hat 
der Magistrat die erteilte Genehmigung der Konzessionsausübung durch einen 
Pächter oder Geschäftsführer zurückzunehmen. Vor einer solchen Genehmigung und 
Zurücknahme ist die Bundespolizeidirektion Wien zu hören. 
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  § 5.  (1) bis (8) ... 
  (9) Den Organen des Magistrats und der Landespolizeidirektion Wien ist für jede 
Vorstellung je ein zur Erfüllung ihrer Aufgaben geeigneter Dienstsitz unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen, wenn hiezu eine behördliche Aufforderung bis spätestens 
eine halbe Stunde vor Beginn der Vorstellung ergeht. 
 
  § 18.  (1) Die Handhabung des Wiener Kinogesetzes 1955 und der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Durchführungsvorschriften obliegt dem Magistrat, soweit nicht 
ausdrücklich der Landespolizeidirektion Wien ein Wirkungsbereich zugewiesen ist. 
  (2) bis (3) ... 
 
  Z 2: § 5.  (1) bis (5) ... 
  (6) Der Konzessionär hat alle seinen Betrieb betreffenden behördlichen Verfügungen 
zu sammeln, die behördlichen Kontrollen vorzumerken und den Organen des 
Magistrates und der Landespolizeidirektion Wien, die sich als solche ausweisen, die 
seinen Betrieb betreffenden behördlichen Verfügungen auf deren Verlangen 
vorzuweisen und diesen Organen zur Ausübung der ihnen zustehenden Überwachung 
den Zutritt zu allen Betriebsräumen zu gestatten. 
  (7) bis (9) ... 
 
  § 11.  (1) ...  
  (2) Der Filmbeirat besteht aus je einem Vertreter des Stadtschulrates und der 
Landespolizeidirektion Wien, aus je einem Fachmann auf dem Gebiete der 
Erziehung, der Jugendfürsorge und der Volksbildung, je einem Vertreter aus dem 
Kreise der Elternschaft und der Jugendorganisationen, aus zwei Vertretern der 
Filmwirtschaft und aus höchstens drei weiteren Vertretern. Für jedes Mitglied ist die 
erforderliche Anzahl von Stellvertretern zu bestellen. 
  (3) bis (5) ... 
 
  § 14.  (1) Die Überwachung der in diesem Gesetz geregelten Aufführungen, das ist 
die Aufsicht über die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes, der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Durchführungsvorschriften und der erlassenen 
Anordnungen, obliegt, soweit sie sich auf betriebstechnische, bau- und feuer-
polizeiliche Rücksichten erstreckt, dem Magistrat, sonst aber, insbesondere 
hinsichtlich der Ruhe und Ordnung, der Überprüfung erteilter Bewilligungen (§ 2), 
sonstiger Befugnisse (§§ 3 und 6), der Jugendzulassung (§ 10), der Ankündigungen 
(§ 13) und der Einhaltung der Zeiten, zu denen öffentliche Aufführungen nicht 
zulässig sind (§ 17), der Landespolizeidirektion Wien. 
  (2) und (3) ... 
 

  § 5.  (1) bis (8) ... 
  (9) Den Organen des Magistrats und der Bundespolizeidirektion Wien ist für jede 
Vorstellung je ein zur Erfüllung ihrer Aufgaben geeigneter Dienstsitz unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen, wenn hiezu eine behördliche Aufforderung bis spätestens 
eine halbe Stunde vor Beginn der Vorstellung ergeht. 
 
  § 18.  (1) Die Handhabung des Wiener Kinogesetzes 1955 und der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Durchführungsvorschriften obliegt dem Magistrat, soweit nicht 
ausdrücklich der Bundespolizeidirektion Wien ein Wirkungsbereich zugewiesen ist. 
  (2) bis (3) ... 
 
  § 5.  (1) bis (5) ... 
  (6) Der Konzessionär hat alle seinen Betrieb betreffenden behördlichen Verfügungen 
zu sammeln, die behördlichen Kontrollen vorzumerken und den Organen des 
Magistrates und der Bundes-Polizeidirektion Wien, die sich als solche ausweisen, die 
seinen Betrieb betreffenden behördlichen Verfügungen auf deren Verlangen 
vorzuweisen und diesen Organen zur Ausübung der ihnen zustehenden Überwachung 
den Zutritt zu allen Betriebsräumen zu gestatten. 
  (7) bis (9) ... 
 
  § 11.  (1) ...  
  (2) Der Filmbeirat besteht aus je einem Vertreter des Stadtschulrates und der 
Bundes-Polizeidirektion Wien, aus je einem Fachmann auf dem Gebiete der 
Erziehung, der Jugendfürsorge und der Volksbildung, je einem Vertreter aus dem 
Kreise der Elternschaft und der Jugendorganisationen, aus zwei Vertretern der 
Filmwirtschaft und aus höchstens drei weiteren Vertretern. Für jedes Mitglied ist die 
erforderliche Anzahl von Stellvertretern zu bestellen. 
  (3) bis (5) ... 
 
  § 14.  (1) Die Überwachung der in diesem Gesetz geregelten Aufführungen, das ist 
die Aufsicht über die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes, der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Durchführungsvorschriften und der erlassenen 
Anordnungen, obliegt, soweit sie sich auf betriebstechnische, bau- und feuer-
polizeiliche Rücksichten erstreckt, dem Magistrat, sonst aber, insbesondere 
hinsichtlich der Ruhe und Ordnung, der Überprüfung erteilter Bewilligungen (§ 2), 
sonstiger Befugnisse (§§ 3 und 6), der Jugendzulassung (§ 10), der Ankündigungen 
(§ 13) und der Einhaltung der Zeiten, zu denen öffentliche Aufführungen nicht 
zulässig sind (§ 17), der Bundes-Polizeidirektion Wien. 
  (2) und (3) ... 
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  (4) Soweit sich bei der Überwachung einer Aufführung unaufschiebbare 
Verfügungen als notwendig erweisen, sind sie von dem vom Magistrat oder der 
Landespolizeidirektion Wien hiezu beauftragten Organ zu erlassen. 
Solche unaufschiebbare Verfügungen sind: 
  a)  im Wirkungsbereiche der Landespolizeidirektion Wien die Entfernung von  
  Ruhestörern, ferner die Unterbrechung oder Einstellung von Aufführungen,  
  sofern dies notwendig ist, um Störungen der öffentlichen Ruhe und Ordnung oder
  Gefahren für die Sicherheit der Personen oder des Eigentums hintanzuhalten,  
  ferner die Einstellung unbefugter Aufführungen sowie von Aufführungen die  
  gegen § 17 verstoßen; 
  b) im Wirkungsbereiche des Magistrates die Einstellung von Aufführungen gemäß  
  Abs. 3, oder falls der Vorführungsapparat nicht von einem berechtigten  
  dienstfähigen Filmvorführer bedient wird. Ist jedoch ein Überwachungsorgan des 
  Magistrates nicht anwesend und ist Gefahr im Verzuge, so kann auch in diesen  
  Fällen das Überwachungsorgan der Landespolizeidirektion Wien die  
  Einstellung verfügen. 
 
  § 15.  (1) ...  
  (2) Vor einer Zurücknahme der Konzession gemäß Abs. 1 lit. b ist die Landes-
polizeidirektion Wien zu hören. 
  (3) und (4) ... 
 
 
Art. VIII: Änderung des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes 
 

Gesetz, mit dem Bestimmungen zum Schutz vor Beeinträchtigungen des örtlichen 
Gemeinschaftslebens erlassen werden und das Gesetz, mit dem der 

Landespolizeidirektion Wien die Mitwirkung an der Vollziehung bestimmter 
ortspolizeilicher Verordnungen übertragen wird, geändert wird (Wiener Landes-

Sicherheitsgesetz – WLSG) 
 

  § 5.  (1) ... 
  (2) Die Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren nach dem 1. bis 3. Abschnitt 
wird der Landespolizeidirektion Wien als Behörde erster Instanz übertragen. 
  (3) Für die Dauer der Geltung der Verordnung der Wiener Landesregierung vom 
16. April 1968, LGBl. für Wien Nr. 27, mit der die Besorgung der Angelegenheiten 
der örtlichen Sicherheitspolizei und der Sittlichkeitspolizei auf die Landes-
polizeidirektion Wien übertragen wird, ist diese die in erster Instanz für Maßnahmen 
nach dem 1. bis 3. Abschnitt zuständige Behörde. 
 

  (4) Soweit sich bei der Überwachung einer Aufführung unaufschiebbare 
Verfügungen als notwendig erweisen, sind sie von dem vom Magistrat oder der 
Bundes-Polizeidirektion Wien hiezu beauftragten Organ zu erlassen. 
Solche unaufschiebbare Verfügungen sind: 
  a)  im Wirkungsbereiche der Bundes-Polizeidirektion Wien die Entfernung von  
  Ruhestörern, ferner die Unterbrechung oder Einstellung von Aufführungen,  
  sofern dies notwendig ist, um Störungen der öffentlichen Ruhe und Ordnung oder  
  Gefahren für die Sicherheit der Personen oder des Eigentums hintanzuhalten,  
  ferner die Einstellung unbefugter Aufführungen sowie von Aufführungen die  
  gegen § 17 verstoßen; 
  b) im Wirkungsbereiche des Magistrates die Einstellung von Aufführungen gemäß  
  Abs. 3, oder falls der Vorführungsapparat nicht von einem berechtigten  
  dienstfähigen Filmvorführer bedient wird. Ist jedoch ein Überwachungsorgan des  
  Magistrates nicht anwesend und ist Gefahr im Verzuge, so kann auch in diesen  
  Fällen das Überwachungsorgan der Bundes-Polizeidirektion Wien die Einstellung  
  verfügen. 
 
  § 15.  (1) ...  
  (2) Vor einer Zurücknahme der Konzession gemäß Abs. 1 lit. b ist die Bundes-
Polizeidirektion Wien zu hören. 
  (3) und (4) ... 
 
 
 
 

Gesetz, mit dem Bestimmungen zum Schutz vor Beeinträchtigungen des örtlichen 
Gemeinschaftslebens erlassen werden und das Gesetz, mit dem der 

Bundespolizeidirektion Wien die Mitwirkung an der Vollziehung bestimmter 
ortspolizeilicher Verordnungen übertragen wird, geändert wird (Wiener Landes-

Sicherheitsgesetz – WLSG) 
 
  § 5.  (1) ... 
  (2) Die Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren nach dem 1. bis 3. Abschnitt 
wird der Bundespolizeidirektion Wien als Behörde erster Instanz übertragen. 
  (3) Für die Dauer der Geltung der Verordnung der Wiener Landesregierung vom 
16. April 1968, LGBl. für Wien Nr. 27, mit der die Besorgung der Angelegenheiten 
der örtlichen Sicherheitspolizei und der Sittlichkeitspolizei auf die Bundes-
polizeidirektion Wien übertragen wird, ist diese die in erster Instanz für Maßnahmen 
nach dem 1. bis 3. Abschnitt zuständige Behörde. 
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Artikel II 
Das Gesetz vom 28. Februar 1986, mit dem der Landespolizeidirektion Wien die 
Mitwirkung an der Vollziehung bestimmter ortspolizeilicher Verordnungen 
übertragen wird, LGBl. für Wien Nr. 18, wird wie folgt geändert: … 
 
 
Art. IX: Änderung des Wiener Prostitutionsgesetzes 2011 
 
  § 3.  (1) bis (2) ... 
  (3) Für die Dauer der Geltung der Verordnung der Wiener Landesregierung vom 
16. April 1968, LGBl. für Wien Nr. 27, mit der die Besorgung der Angelegenheiten 
der örtlichen Sicherheitspolizei und der Sittlichkeitspolizei auf die Landes-
polizeidirektion Wien übertragen wird, ist diese die erstinstanzlich zuständige 
Behörde mit Ausnahme der Vollziehung der Bestimmungen der § 6 Abs. 3 in Ver-
bindung mit § 6 Abs. 1 lit. d) und § 11 Abs. 1 hinsichtlich der Aufträge gemäß § 6 
Abs. 1 lit. d). 
  (4) Die Vollziehung der Strafbestimmungen obliegt in erster Instanz der Landes-
polizeidirektion Wien. 
  (5) ... 
 
  § 5.  (1) bis (4) ... 
  (5) Der Magistrat der Stadt Wien hat Personen im Sinne des Abs. 1, die, ohne die 
Beendigung der Prostitutionsausübung mitgeteilt zu haben, länger als sechs Monate 
nicht zur Kontrolluntersuchung erschienen sind, der Landespolizeidirektion Wien 
bekannt zu geben. 
  (6) ... 
 
  § 17.  (1) bis (7) ... 
  (8) Gegen Personen, die zur Zeit der Beanstandung zwar 14, aber noch nicht 18 Jahre 
alt waren und gegen welche noch nicht wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß 
§ 17 Abs. 4 oder Abs. 5 durch die Landespolizeidirektion Wien ein Verwaltungs-
strafverfahren eingeleitet worden ist, ist wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß 
§ 17 Abs. 4 oder Abs. 5 keine Strafe zu verhängen. Diese Personen sind von der 
Behörde in geeigneter Weise auf die Rechtswidrigkeit ihres Verhaltens aufmerksam 
zu machen. Ihnen ist aufzutragen, binnen einer angemessenen Frist an einem 
Beratungs- und Informationsgespräch über den Sinn und Zweck der Bestimmungen 
dieses Gesetzes und die gefährdenden Auswirkungen der Prostitution beim 
Jugendwohlfahrtsträger teilzunehmen. Nehmen diese Personen aus eigenem 
Verschulden nicht an dem Beratungs- und Informationsgespräch teil, so sind sie für  
 

 
Das Gesetz vom 28. Februar 1986, mit dem der Bundespolizeidirektion Wien die 
Mitwirkung an der Vollziehung bestimmter ortspolizeilicher Verordnungen 
übertragen wird, LGBl. für Wien Nr. 18, wird wie folgt geändert: … 
 
 
 
 
  § 3.  (1) bis (2) ... 
  (3) Für die Dauer der Geltung der Verordnung der Wiener Landesregierung vom 
16. April 1968, LGBl. für Wien Nr. 27, mit der die Besorgung der Angelegenheiten 
der örtlichen Sicherheitspolizei und der Sittlichkeitspolizei auf die Bundes-
polizeidirektion Wien übertragen wird, ist diese die erstinstanzlich zuständige 
Behörde mit Ausnahme der Vollziehung der Bestimmungen der § 6 Abs. 3 in Ver-
bindung mit § 6 Abs. 1 lit. d) und § 11 Abs. 1 hinsichtlich der Aufträge gemäß § 6 
Abs. 1 lit. d). 
  (4) Die Vollziehung der Strafbestimmungen obliegt in erster Instanz der Bundes-
polizeidirektion Wien. 
  (5) ... 
 
  § 5.  (1) bis (4) ... 
  (5) Der Magistrat der Stadt Wien hat Personen im Sinne des Abs. 1, die, ohne die 
Beendigung der Prostitutionsausübung mitgeteilt zu haben, länger als sechs Monate 
nicht zur Kontrolluntersuchung erschienen sind, der Bundespolizeidirektion Wien 
bekanntzugeben. 
  (6) ... 
 
  § 17.  (1) bis (7) ... 
  (8) Gegen Personen, die zur Zeit der Beanstandung zwar 14, aber noch nicht 18 Jahre 
alt waren und gegen welche noch nicht wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß 
§ 17 Abs. 4 oder Abs. 5 durch die Bundespolizeidirektion Wien ein Verwaltungs-
strafverfahren eingeleitet worden ist, ist wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß 
§ 17 Abs. 4 oder Abs. 5 keine Strafe zu verhängen. Diese Personen sind von der 
Behörde in geeigneter Weise auf die Rechtswidrigkeit ihres Verhaltens aufmerksam 
zu machen. Ihnen ist aufzutragen, binnen einer angemessenen Frist an einem 
Beratungs- und Informationsgespräch über den Sinn und Zweck der Bestimmungen 
dieses Gesetzes und die gefährdenden Auswirkungen der Prostitution beim 
Jugendwohlfahrtsträger teilzunehmen. Nehmen diese Personen aus eigenem 
Verschulden nicht an dem Beratungs- und Informationsgespräch teil, so sind sie für  
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die ursprüngliche Verwaltungsübertretung mit einer Geldstrafe bis 200 Euro, bei 
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Tagen, zu bestrafen. 
  (9) bis (11) ... 
 
  § 20.  (1) bis (3) ... 
  (4) Die Landespolizeidirektion Wien kann sich zur Klärung von Sachverhaltsfragen 
bei Wahrnehmung aller ihr übertragenen Aufgaben der Amtssachverständigen der 
Stadt Wien kostenlos bedienen. 
  (5) und (6) ... 
 
 
Art. X: Änderung des Wiener Tierhaltegesetzes 
 
  § 5a.  (1) bis (7) ...  
  (8) Bei Nichtbestehen der Hundeführscheinprüfung ist eine einmalige Wiederholung 
innerhalb von drei Monaten zulässig. Bei abermaligem Nichtbestehen der Prüfung hat 
die Behörde den Hund abzunehmen und ist dieser als verfallen anzusehen. Bei der 
Wiederholung der Prüfung muss jedenfalls ein Amtstierarzt oder eine Amtstierärztin 
des Magistrates anwesend sein, bei Bedarf ist auch ein Organ der Landes-
polizeidirektion Wien beizuziehen. 
  (9) bis (12) ... 
 
  § 6.  (1) Der Magistrat kann nach Anhörung der Grundeigentümerin oder des 
Grundeigentümers, der Landespolizeidirektion Wien, des Tierschutzombudsmannes 
und der örtlich zuständigen Bezirksvorsteherin oder des Bezirksvorstehers unter 
Berücksichtigung des Bedürfnisses nach solchen Anlagen und Flächen, ihrer Größe 
und Lage, aber auch der berechtigten Ansprüche sonstiger Benützerinnen oder 
Benützer, insbesondere von Kindern, auf Schutz vor von Hunden ausgehenden 
Belästigungen und Gefahren, oder aus sonstigen Gründen der ordnungsgemäßen 
Benützung durch Verordnung sowohl Teile von öffentlich zugänglichen Parkanlagen 
zu „Hundezonen“ oder andere geeignete Grünflächen (zB Lagerwiesen) zu 
„Hundeauslaufplätzen“ erklären und vom Geltungsbereich der Gebote des § 5 Abs. 1 
und 2 ausnehmen als auch ein Verbot der Mitnahme von Hunden („Hundeverbot“) in 
diese Anlagen (Lagerwiesen) oder in Teile davon verfügen. Erforderlichenfalls 
können derartige Verfügungen auch zeitlich begrenzt werden. 
  (2) und (3) ... 
 
  § 8.  (1) ...  
  (2) Die Landesregierung hat durch Verordnung zu bestimmen, welche Wildtiere 
wegen der von ihnen ausgehenden Gefahr für die körperliche Sicherheit von 

die ursprüngliche Verwaltungsübertretung mit einer Geldstrafe bis 200 Euro, bei 
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Tagen, zu bestrafen. 
  (9) bis (11) ... 
 
  § 20.  (1) bis (3) ... 
  (4) Die Bundespolizeidirektion Wien kann sich zur Klärung von Sachverhaltsfragen 
bei Wahrnehmung aller ihr übertragenen Aufgaben der Amtssachverständigen der 
Stadt Wien kostenlos bedienen. 
  (5) und (6) ... 
 
 
 
 
  § 5a.  (1) bis (7) ...  
  (8) Bei Nichtbestehen der Hundeführscheinprüfung ist eine einmalige Wiederholung 
innerhalb von drei Monaten zulässig. Bei abermaligem Nichtbestehen der Prüfung hat 
die Behörde den Hund abzunehmen und ist dieser als verfallen anzusehen. Bei der 
Wiederholung der Prüfung muss jedenfalls ein Amtstierarzt oder eine Amtstierärztin 
des Magistrates anwesend sein, bei Bedarf ist auch ein Organ der Bundes-
polizeidirektion Wien beizuziehen. 
  (9) bis (12) ... 
 
  § 6.  (1) Der Magistrat kann nach Anhörung der Grundeigentümerin oder des 
Grundeigentümers, der Bundespolizeidirektion Wien, des Tierschutzombudsmannes 
und der örtlich zuständigen Bezirksvorsteherin oder des Bezirksvorstehers unter 
Berücksichtigung des Bedürfnisses nach solchen Anlagen und Flächen, ihrer Größe 
und Lage, aber auch der berechtigten Ansprüche sonstiger Benützerinnen oder 
Benützer, insbesondere von Kindern, auf Schutz vor von Hunden ausgehenden 
Belästigungen und Gefahren, oder aus sonstigen Gründen der ordnungsgemäßen 
Benützung durch Verordnung sowohl Teile von öffentlich zugänglichen Parkanlagen 
zu „Hundezonen“ oder andere geeignete Grünflächen (zB Lagerwiesen) zu 
„Hundeauslaufplätzen“ erklären und vom Geltungsbereich der Gebote des § 5 Abs. 1 
und 2 ausnehmen als auch ein Verbot der Mitnahme von Hunden („Hundeverbot“) in 
diese Anlagen (Lagerwiesen) oder in Teile davon verfügen. Erforderlichenfalls 
können derartige Verfügungen auch zeitlich begrenzt werden. 
  (2) und (3) ...  
 
  § 8.  (1) ...  
  (2) Die Landesregierung hat durch Verordnung zu bestimmen, welche Wildtiere 
wegen der von ihnen ausgehenden Gefahr für die körperliche Sicherheit von 
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Menschen als gefährlich anzusehen sind. Vor Erlassung einer solchen Verordnung ist 
die Landespolizeidirektion Wien zu hören. 
  (3) bis (10) ... 
 
  § 10.  (1) ... 
  (2) Für die Dauer der Geltung der Verordnung der Wiener Landesregierung, LGBl. 
für Wien Nr. 27/1968, mit der die Besorgung der Angelegenheiten der örtlichen 
Sicherheitspolizei auf die Landespolizeidirektion Wien übertragen wird, ist diese 
Behörde im Sinne der §§ 4, 5a Abs. 9 sowie 8 Abs. 4 bis 7.  
  (3) ... 
 

Mitwirkung der Landespolizeidirektion Wien und der Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes 

 
  § 11.  (1) Die Landespolizeidirektion Wien hat im Rahmen der Wahrnehmung der 
ihren Organen sonst obliegenden Aufgaben bei Übertretungen des §13 Abs. 1 Z 1 und 
4 und des § 13 Abs. 2 Z 1 bis 9 sowie 11 bis 15 an der Vollziehung mitzuwirken 
durch 
  1. Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungsübertretungen, 
  2.  Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich  
  sind, wie insbesondere die Festnehmung von auf frischer Tat betretenen Personen 
  (§ 35 VStG 1991), die Festsetzung und Einhebung einer vorläufigen Sicherheit  
  (§ 37a VStG 1991) und die Erstattung von Anzeigen, 
  3.  Maßnahmen, die bei Gefahr im Verzuge zur Sicherung des Verfalles erforderlich 
  sind (§ 39 Abs. 2 VStG 1991), 
  4. die Festsetzung und Einhebung einer Sicherheit (§ 37 VStG 1991) und 
  5. die Ahndung von Verwaltungsübertretungen mittels Organstrafverfügungen  
  (§ 50 VStG 1991). 
 
 
Art. XI: Änderung des Wiener Veranstaltungsgesetzes 
 
  § 5.  (1) … 
  (2) Wenn bei derartigen Veranstaltungen Mißstände auftreten oder aufzutreten 
drohen, sind vom Magistrat dem Veranstalter aus Gründen des Jugendschutzes, aus 
sicherheitspolizeilichen Gründen, aus veterinärrechtlichen oder tierschutzrechtlichen 
Gründen, zur Gewährleistung der Betriebssicherheit und insbesondere auch zur 
Vermeidung störender Auswirkungen auf die Umgebung die zur Wahrung dieser 
Interessen erforderlichen Aufträge zu erteilen. Kann diesen Interessen auch durch die 
Erteilung von Aufträgen nicht ausreichend Rechnung getragen werden, ist die 

Menschen als gefährlich anzusehen sind. Vor Erlassung einer solchen Verordnung ist 
die Bundespolizeidirektion Wien zu hören. 
  (3) bis (10) ...  
 
  § 10.  (1) ... 
  (2) Für die Dauer der Geltung der Verordnung der Wiener Landesregierung, LGBl. 
für Wien Nr. 27/1968, mit der die Besorgung der Angelegenheiten der örtlichen 
Sicherheitspolizei auf die Bundespolizeidirektion Wien übertragen wird, ist diese 
Behörde im Sinne der §§ 4, 5a Abs. 9 sowie 8 Abs. 4 bis 7.  
  (3) ... 
 

Mitwirkung der Bundespolizeidirektion Wien und der Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes 

 
  § 11.  (1) Die Bundespolizeidirektion Wien hat im Rahmen der Wahrnehmung der 
ihren Organen sonst obliegenden Aufgaben bei Übertretungen des §13 Abs. 1 Z 1 und 
4 und des § 13 Abs. 2 Z 1 bis 9 sowie 11 bis 15 an der Vollziehung mitzuwirken 
durch 
  1. Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungsübertretungen, 
  2. Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich  
  sind, wie insbesondere die Festnehmung von auf frischer Tat betretenen Personen  
  (§ 35 VStG 1991), die Festsetzung und Einhebung einer vorläufigen Sicherheit  
  (§ 37a VStG 1991) und die Erstattung von Anzeigen, 
  3. Maßnahmen, die bei Gefahr im Verzuge zur Sicherung des Verfalles erforderlich  
  sind (§ 39 Abs. 2 VStG 1991), 
  4. die Festsetzung und Einhebung einer Sicherheit (§ 37 VStG 1991) und 
  5. die Ahndung von Verwaltungsübertretungen mittels Organstrafverfügungen  
  (§ 50 VStG 1991). 
 
 
 
   
  § 5.  (1) … 
  (2)   Wenn bei derartigen Veranstaltungen Mißstände auftreten oder aufzutreten 
drohen, sind vom Magistrat dem Veranstalter aus Gründen des Jugendschutzes, aus 
sicherheitspolizeilichen Gründen, aus veterinärrechtlichen oder tierschutzrechtlichen 
Gründen, zur Gewährleistung der Betriebssicherheit und insbesondere auch zur 
Vermeidung störender Auswirkungen auf die Umgebung die zur Wahrung dieser 
Interessen erforderlichen Aufträge zu erteilen. Kann diesen Interessen auch durch die 
Erteilung von Aufträgen nicht ausreichend Rechnung getragen werden, ist die 
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Veranstaltung zu untersagen. Bei den unter Z. 5 genannten Veranstaltungen sind 
jedoch jene Interessen nicht wahrzunehmen, welche bei der Erteilung einer allenfalls 
erforderlichen straßenpolizeilichen oder schiffahrtspolizeilichen Bewilligung zu 
beachten sind. Werden durch die Erteilung von Aufträgen oder durch die Untersagung 
von Veranstaltungen sicherheitspolizeiliche Interessen berührt, ist der Landespoli-
zeidirektion Wien vor Erlassung des Bescheides Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben und danach eine Bescheidausfertigung zu übermitteln. 
  (3) Zur Belebung von vornehmlich dem Fußgängerverkehr vorbehaltenen Flächen im 
Freien kann der Magistrat nach Anhörung des örtlich zuständigen Bezirksvorstehers 
und der Landespolizeidirektion Wien durch Verordnung öffentliche Plätze zur 
Darbietung von Straßenkunst unter Bedachtnahme auf eine möglichst geringe Be-
lästigung der Umgebung und die Aufrechterhaltung der Ordnung in örtlicher und 
zeitlicher Hinsicht bestimmen und zur Wahrung dieser Interessen die Benützungs-
bedingungen hinsichtlich Art, Umfang und Dauer der Veranstaltungen festlegen. Auf 
diese Veranstaltungen sind lediglich jene Vorschriften anzuwenden, die für Ver-
anstaltungen, an denen nur bis zu 30 Personen teilnehmen können, gelten. Die 
Bestimmungen des § 4 finden keine Anwendung. 
 
  § 7.  (1) bis (4) ...  
  (5) Wird eine Anmeldung im Sinne der Abs. 1 bis 3 oder eine Anzeige im Sinne des 
Abs. 4 rechtswirksam erstattet, hat der Magistrat hierüber eine Bescheinigung 
auszustellen. In der Bescheinigung über eine rechtswirksam erstattete Anmeldung ist 
darauf hinzuweisen, daß aus dieser, ungeachtet der darin angegebenen Ver-
anstaltungszeit, nicht das Recht auf Überschreitung der Sperrzeit erwächst und eine 
Überschreitung der gesetzlichen Sperrzeiten nur auf Grund eines gemäß § 26 Abs. 4 
Z. 2 erlassenen Bescheides zulässig ist. Der Magistrat hat der Landes-
polizeidirektion Wien eine Ausfertigung der Anmeldung und der Kammer der 
gewerblichen Wirtschaft für Wien eine Gleichschrift der Bescheinigung zu 
übermitteln. 
  (6) Wurde eine nicht statthafte Anmeldung oder Anzeige vorgenommen und hat sie 
nicht wegen eines ihr außerdem anhaftenden, nicht rechtzeitig behobenen Form-
gebrechens unberücksichtigt zu bleiben (§ 13 Abs. 3 AVG), hat der Magistrat, wenn 
es zur Aufklärung der Partei noch erforderlich oder aus anderen Gründen zweck-
dienlich ist oder wenn die Partei ausdrücklich die Ausstellung einer Bescheinigung 
verlangt, mit Bescheid auszusprechen, daß die Anmeldung (Anzeige) nicht statthaft 
war und daher nicht rechtswirksam ist. Der Landespolizeidirektion Wien ist eine 
Ausfertigung dieses Bescheides zu übermitteln. 
 
 
 

Veranstaltung zu untersagen. Bei den unter Z. 5 genannten Veranstaltungen sind 
jedoch jene Interessen nicht wahrzunehmen, welche bei der Erteilung einer allenfalls 
erforderlichen straßenpolizeilichen oder schiffahrtspolizeilichen Bewilligung zu 
beachten sind. Werden durch die Erteilung von Aufträgen oder durch die Untersagung 
von Veranstaltungen sicherheitspolizeiliche Interessen berührt, ist der Bundespoli-
zeidirektion Wien vor Erlassung des Bescheides Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
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zur Darbietung von Straßenkunst unter Bedachtnahme auf eine möglichst geringe 
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  § 8.  (1) bis (3) ... 
  (4) Werden durch die gemäß Abs. 1 bis 3 zu treffenden veranstaltungsrechtlichen 
Maßnahmen sicherheitspolizeiliche Interessen berührt, ist die Stellungnahme der 
Landespolizeidirektion Wien einzuholen und dieser eine Ausfertigung des 
Bescheides zu übermitteln. 
 
  § 15.  (1) bis (6) ...  
  (7) Veranstaltungsstätten für den Betrieb von Münzgewinnspielapparaten sind mit 
einem ständigen Überwachungssystem auszustatten, wenn dies zur Wahrung der in 
§ 18 Abs. 3 genannten Interessen, insbesondere aus sicherheitspolizeilichen Gründen, 
notwendig ist. Auf Antrag ist diese Notwendigkeit von der Behörde nach Anhörung 
der Landespolizeidirektion Wien mit Bescheid festzustellen. 
Aufnahmen und Berichte über die bei der Überwachung der Veranstaltungsstätte 
wahrgenommenen Vorkommnisse sind mindestens drei Monate aufzubewahren und 
Organen der Behörde sowie der Landespolizeidirektion Wien über Verlangen 
auszufolgen. 
  (8) ... 
 
  § 18.  (1) bis (4) ...  
  (5) Vor Erteilung der Konzession hat der Magistrat die Landespolizeidirektion 
Wien unter Setzung einer Frist von vier Wochen zur Äußerung aufzufordern. Diese 
Frist ist bei Vorliegen wichtiger Gründe zu verlängern. Der Landespolizeidirektion 
Wien steht gegen den Bescheid des Magistrates das Recht zur Berufung zu, wenn die 
Konzession entgegen ihrer Äußerung verliehen oder nicht antragsgemäß beschränkt 
wurde. Werden durch die Erteilung von Aufträgen sicherheitspolizeiliche Interessen 
berührt, ist vorher die Stellungnahme der Landespolizeidirektion Wien einzuholen. 
Bescheidausfertigungen sind der Landespolizeidirektion Wien und der Kammer der 
gewerblichen Wirtschaft für Wien zu übermitteln. 
  (6) ... 
 
  § 19.  (1) bis (3) ...  
  (4) Vor Bewilligung der Konzessionsausübung durch einen Geschäftsführer oder 
Pächter und vor Zurücknahme einer solchen Bewilligung ist die Landes-
polizeidirektion Wien zu hören. 
 
  § 20.  (1) bis (3) ...  
  (4) Vor der Zurücknahme einer Konzession ist hierüber die Landespolizeidirektion 
Wien zu hören. 
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  § 19.  (1) bis (3) ...  
  (4) Vor Bewilligung der Konzessionsausübung durch einen Geschäftsführer oder 
Pächter und vor Zurücknahme einer solchen Bewilligung ist die Bundes-
polizeidirektion Wien zu hören. 
 
  § 20.  (1) bis (3) ...  
  (4) Vor der Zurücknahme einer Konzession ist hierüber die Bundespolizeidirektion 
Wien zu hören. 
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  § 21.  (1) bis (4) ...  
  (5) Die Feststellung der Eignung erfolgt mit Bescheid auf Antrag des Veranstalters 
oder des Inhabers der Veranstaltungsstätte. Im Antrag auf Feststellung der Eignung 
müssen neben der genauen Bezeichnung der Veranstaltungsstätte auch Name und 
Wohnadresse ihres Inhabers und der allfälligen Mitveranstalter aufscheinen, ferner 
müssen die vorgesehene Höchstzahl der Teilnehmer (Besucher) und die Ver-
anstaltungsarten angegeben sein, hinsichtlich welcher die Eignung festgestellt werden 
soll. Wenn es zur Beurteilung der Eignung erforderlich ist, müssen über Aufforderung 
des Magistrates auch geeignete Pläne in zweifacher Ausfertigung vorgelegt werden. 
Zu Augenscheinsverhandlungen sind die der Behörde bekannten Veranstalter, der 
Inhaber der Veranstaltungsstätte, die Landespolizeidirektion Wien und bei 
voraussichtlicher Beschäftigung von Dienstnehmern auch das zuständige Arbeits-
inspektorat zu laden. Der Inhaber der Veranstaltungsstätte kann, auch wenn er nicht 
Antragsteller ist, ebenso wie die Veranstalter das Vorliegen der Eignung oder die 
Entbehrlichkeit von Bedingungen geltend machen und die mangelnde Eignung oder 
die Unentbehrlichkeit bestimmter Bedingungen einwenden. 
  (6) bis (8) ... 
 
  § 22.  (1) Die Landesregierung hat eine ständige Theaterkommission mit der 
Aufgabe zu bestellen, als fachlicher Beirat des Magistrates, insbesondere hinsichtlich 
der Sicherheit der Besucher, Gutachten über die Eignung aller ein eigenes Bühnen-
haus oder einen Fassungsraum von mehr als 2000 Personen und besondere technische 
Einrichtungen besitzenden geschlossenen Veranstaltungsstätten zu erstatten, und zwar 
in bezug auf die Art der Veranstaltungen und in Ansehung von bedeutenden 
Änderungen der Beschaffenheit oder Einrichtung. Dienen derartige Veranstaltungs-
stätten der fortlaufenden Durchführung von Veranstaltungen, sind sie periodisch, 
möglichst in Abständen von zwei Jahren von der Theaterkommission auf ihre 
Eignung, insbesondere hinsichtlich der Sicherheit der Besucher, zu überprüfen; das 
Ergebnis der Überprüfung ist den zuständigen Dienststellen des Magistrates und der 
Landespolizeidirektion Wien mitzuteilen. An die Dienststellen des Magistrates sind 
erforderlichenfalls auch bestimmte Anträge zu stellen. 
  (2) Die Theaterkommission besteht aus einem rechtskundigen Beamten, einem 
Beamten des höheren technischen Dienstes, einem Physikatsarzt und einem Beamten 
der Feuerwehr im höheren Dienst des Magistrates, zwei weiteren Personen, für die je 
ein Ernennungsvorschlag der Landespolizeidirektion Wien und des Zentral-
arbeitsinspektorates im Bundesministerium für soziale Verwaltung einzuholen ist, 
ferner aus einem Bühnenfachmann und je einem Fachmann auf dem Gebiete des 
Bauwesens, der Heiz- und Lüftungstechnik und Elektrotechnik, die nicht aktive 
städtische Bedienstete sein dürfen, sowie einem Behindertenvertreter, für den die 
"Gemeinderätliche Behindertenkommission" einen Ernennungsvorschlag abzugeben 
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hat. Für jedes dieser Mitglieder ist ein geeigneter Stellvertreter zu bestellen. Je ein 
Kommissionsmitglied wird von der Landesregierung zum Vorsitzenden und zu dessen 
Stellvertreter ernannt. Die Bestellung der Kommissionsmitglieder und Stellvertreter 
und die Ernennung des Vorsitzenden und seines Stellvertreters erfolgen für drei Jahre, 
doch sind diese Personen abzuberufen und durch andere geeignete Personen zu 
ersetzen, sobald sie nicht mehr willens oder nicht mehr in der Lage sind, ihren 
Amtspflichten nachzukommen, oder ihre Verläßlichkeit verloren haben. 
  (3) bis (5) ... 
 
  § 23.  (1) In geschlossenen, einen Fassungsraum für mehr als 500 Teilnehmer 
besitzenden Veranstaltungsstätten, die nicht nur fallweise der Abhaltung von Theater-, 
Variete- oder Zirkusveranstaltungen oder der Durchführung musikalischer 
Darbietungen (§ 6 Abs. 1 Z. 1) dienen, hat sich der Veranstalter (Geschäftsführer) 
ständig eines verantwortlichen Beleuchters zu bedienen und die Bestellung dieser 
Person und ihrer allfälligen Stellvertreter dem Magistrat unter Nachweis ihrer 
Befähigung (Angabe der Nummer der Beleuchterlegitimation) bekanntzugeben; vom 
Erfordernis eines verantwortlichen Beleuchters hat die Behörde abzusehen, wenn nach 
der Art der Veranstaltung und der Einrichtung der Veranstaltungsstätte auf eine solche 
Person ohne Gefahr verzichtet werden kann. Die Behörde hat jedoch auch für andere 
Veranstaltungsstätten die Bestellung und Beschäftigung eines verantwortlichen 
Beleuchters vorzuschreiben, wenn dies aus betriebstechnischen oder aus bau-, feuer- 
oder sicherheitspolizeilichen Gründen geboten ist; soll die Vorschreibung aus sicher-
heitspolizeilichen Gründen erfolgen, ist vorher die Stellungnahme der Landes-
polizeidirektion Wien einzuholen. 
  (2) bis (7) ... 
 
  § 24.  (1) bis (3) ... 
  (4) Der Veranstalter (Geschäftsführer) hat den Namen und die Adresse des 
diensthabenden Notarztes dem Magistrat und über Verlangen auch der Landes-
polizeidirektion Wien vor der Veranstaltung bekanntzugeben. Er hat für die 
Bereitstellung, Einrichtung und Instandhaltung eines ärztlichen Dienstraumes sowie 
für das Aufliegen eines für die Eintragung der Hilfeleistungen geeigneten Buches 
(Hilfeleistungsbuch) Sorge zu tragen. Der ärztliche Dienstraum muß Einrichtungen 
wie insbesondere Ruhebett mit waschbarem Überzug, einen Tisch mit zwei Sesseln, 
eine Waschanlage mit fließendem Kalt- und Warmwasser und im übrigen eine den 
ärztlichen Erfordernissen entsprechende praxisgerechte Mindestausstattung aufweisen.
  (5) Der Notarzt hat spätestens zum Zeitpunkt des Publikumseinlasses in der 
Veranstaltungsstätte anwesend zu sein. Dasselbe gilt für den Sanitätsgehilfen. Im 
Falle der Verhinderung hat der Notarzt und Sanitätsgehilfe hievon den Veranstalter 
(Geschäftsführer) rechtzeitig zu benachrichtigen und für eine geeignete Vertretung 
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Sorge zu tragen. Mit Übernahme der Vertretung übernimmt der Vertreter alle 
Pflichten des Vertretenen. Der Notarzt und der Sanitätsgehilfe haben bei Anwesenheit 
eines Überwachungsbeamten der Landespolizeidirektion Wien diesem bei Antritt 
ihres Dienstes ihre Anwesenheit persönlich bekanntzugeben. Sie haben in jedem Falle 
ihre Namen und Wohnadressen in deutlicher Schrift in das Hilfeleistungsbuch 
einzutragen. In dieses haben Notarzt und Sanitätsgehilfe auch alle Hilfeleistungen 
unter Angabe des Namens und der Wohnadresse und Geburtsdaten des Verunglückten 
oder Erkrankten und der Art der Hilfeleistung zu vermerken. Dieses Buch ist unter 
Verschluß zu halten und bei Überprüfung durch einen Amtsarzt diesem zur Einsicht 
vorzulegen. 
  (6)...  
  (7) Der Notarzt und der Sanitätsgehilfe dürfen die Veranstaltungsstätte erst 
verlassen, wenn sie von Besuchern vollständig geräumt ist. Vor dem Verlassen der 
Veranstaltungsstätte ist dem anwesenden Überwachungsorgan der Landes-
polizeidirektion Wien hievon persönlich Mitteilung zu machen. 
  (8) ... 
 
  § 25.  (1) Der Magistrat und die Landespolizeidirektion Wien sind berechtigt, zu 
jeder Veranstaltung und Probe Beamte zu entsenden, um die Einhaltung der ge-
setzlichen Vorschriften und der auf sie gegründeten Bescheide zu überwachen. Diesen 
Organen ist zur Ausübung der ihnen zustehenden Überwachung der freie Zutritt zur 
Veranstaltungsstätte und zu allen dazugehörigen Anlagen und Räumen zu gestatten. 
Den Überwachungsorganen dürfen die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Auskünfte nicht verweigert werden. 
  (2) Stellt das Überwachungsorgan des Magistrates eine Gefährdung der Betriebs-
sicherheit fest, die wegen drohender Gefahr ein unmittelbares Eingreifen erfordert und 
durch Erteilung behördlicher Aufträge nicht oder nicht rechtzeitig beseitigt werden 
kann, hat es die zur Beseitigung der Gefahr erforderlichen Anordnungen zu erteilen 
und nötigenfalls die Veranstaltung abzubrechen oder deren Beginn zu verhindern. 
Dem Überwachungsorgan der Landespolizeidirektion Wien obliegen auch die ohne 
vorausgegangenes Verfahren zu treffenden Maßnahmen zur Sicherung des 
ordnungsgemäßen Verlaufes der Veranstaltung (Art. II Abs. 6 Z 5 EGVG), 
insbesondere durch Entfernung von Ruhestörern und, wenn dies nicht möglich ist, 
durch Unterbrechung oder Einstellung der Veranstaltung. Die Überwachungsorgane 
haben auch die Aufführung von Bühnenwerken ganz oder teilweise einzustellen und 
ihre Fortsetzung zu unterbinden, wenn dies zur Beseitigung eines Mißstandes 
dringend geboten ist und die Voraussetzungen des § 31 vorliegen. Hievon ist der 
Magistrat unverzüglich zu verständigen, der hierüber binnen einer Woche einen 
Bescheid gemäß § 31 zu erlassen hat. 
  (2a) und (3) ...  
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  (8) ... 
 
  § 25.  (1) Der Magistrat und die Bundespolizeidirektion Wien sind berechtigt, zu 
jeder Veranstaltung und Probe Beamte zu entsenden, um die Einhaltung der ge-
setzlichen Vorschriften und der auf sie gegründeten Bescheide zu überwachen. Diesen 
Organen ist zur Ausübung der ihnen zustehenden Überwachung der freie Zutritt zur 
Veranstaltungsstätte und zu allen dazugehörigen Anlagen und Räumen zu gestatten. 
Den Überwachungsorganen dürfen die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Auskünfte nicht verweigert werden. 
  (2) Stellt das Überwachungsorgan des Magistrates eine Gefährdung der Betriebs-
sicherheit fest, die wegen drohender Gefahr ein unmittelbares Eingreifen erfordert 
und durch Erteilung behördlicher Aufträge nicht oder nicht rechtzeitig beseitigt 
werden kann, hat es die zur Beseitigung der Gefahr erforderlichen Anordnungen zu 
erteilen und nötigenfalls die Veranstaltung abzubrechen oder deren Beginn zu 
verhindern. Dem Überwachungsorgan der Bundespolizeidirektion Wien obliegen 
auch die ohne vorausgegangenes Verfahren zu treffenden Maßnahmen zur Sicherung 
des ordnungsgemäßen Verlaufes der Veranstaltung (Art. II Abs. 6 Z 5 EGVG), 
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durch Unterbrechung oder Einstellung der Veranstaltung. Die Überwachungsorgane 
haben auch die Aufführung von Bühnenwerken ganz oder teilweise einzustellen und 
ihre Fortsetzung zu unterbinden, wenn dies zur Beseitigung eines Mißstandes 
dringend geboten ist und die Voraussetzungen des § 31 vorliegen. Hievon ist der 
Magistrat unverzüglich zu verständigen, der hierüber binnen einer Woche einen 
Bescheid gemäß § 31 zu erlassen hat. 
  (2a) und (3) ...  



 

 

14

  (4) Der Magistrat und die Landespolizeidirektion Wien sind von der Durchführung 
der im Abs. 3 genannten Vorstellungen, Generalproben und Bühnenproben rechtzeitig 
zu verständigen. Ebenso sind der Magistrat und die Landesspolizeidirektion Wien 
von allen sonstigen Vorstellungen, Generalproben und Stellproben rechtzeitig zu 
verständigen, sofern sie auf Grund einer Theater-, Variete- oder Zirkuskonzession 
oder auf Grund einer gemäß § 6 Abs. 1 Z. 2 lit. a bis c erstatteten Anzeige durch-
geführt werden. Der Magistrat hat zu den im Abs. 3 genannten Vorstellungen, 
Generalproben und Bühnenproben stets einen Beamten des technischen Dienstes oder 
des Feuerwehrdienstes zu entsenden, der sich auf Verlangen auszuweisen hat. Den 
erschienenen Überwachungsorganen sind alle bei der Aufführung vorkommenden 
Effekte bekanntzugeben, die für die Sicherheit der Veranstaltungsteilnehmer von 
Bedeutung sein können. 
  (5) Den im Abs. 1 genannten Überwachungsorganen des Magistrates und der 
Landesspolizeidirektion Wien ist bei den im Abs. 3 genannten Vorstellungen, 
Generalproben und Bühnenproben ein Dienstraum zur Verfügung zu stellen. Dieser 
Raum muß zur Erfüllung der im Zuge des Überwachungsdienstes erforderlichen 
Vorkehrungen und Amtshandlungen geeignet sein; er muß im Erdgeschoß liegen, ein 
ins Freie führendes Fenster besitzen, mit Wasser versorgt und entsprechend ein-
gerichtet sein. Im Dienstraum muß sich ein Fernsprechapparat befinden, der an das 
allgemeine Netz und an die interne Fernsprechanlage angeschlossen ist. 
  (6) Ergibt sich, daß eine Veranstaltung aus sicherheitspolizeilichen Gründen einer 
besonderen Überwachung bedarf, so hat die Landespolizeidirektion Wien mit 
Bescheid im notwendigen Ausmaß eine Überwachung durch Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes anzuordnen oder auf Ansuchen des Veranstalters zu bewilligen. 
  (7) ... 
 
  § 26.  (1) bis (3) ...  
  (4) Mit Bescheid hat der Magistrat nach Anhörung der Landespolizeidirektion Wien
  1.  für eine bestimmte Veranstaltungsstätte den Beginn von Veranstaltungen  
  bestimmter Art mit einer späteren oder deren Ende mit einer früheren Stunde als 
  die in den Abs. 1 bis 3 festzusetzen, wenn dies aus sicherheitspolizeilichen  
  Gründen, aus Gründen des Jugendschutzes, zur Wahrung kultureller Interessen  
  oder zur Vermeidung einer durch die Veranstaltung verursachten oder  
  geförderten unzumutbaren Belästigung der Nachbarschaft erforderlich ist, und 
  2.  auf Antrag des Veranstalters aus besonderem Anlaß ausnahmsweise und befristet 
  die Beendigung einer bestimmten Veranstaltung mit einer späteren Stunde als in 
  den Abs. 1 bis 3 festzusetzen, wenn ein Bedarf gegeben ist, keine Gefahr  
  unzumutbarer Belästigung der Nachbarschaft vorliegt und die unter Z. 1  
  bezeichneten öffentlichen Interessen nicht entgegenstehen. 
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Vor Erlassung des Bescheides ist die Stellungnahme der Landespolizeidirektion 
Wien einzuholen. Dem Verfahren zur Erlassung eines Bescheides nach Z. 1 ist neben 
den betroffenen Veranstaltern auch der Inhaber der Veranstaltungsstätte beizuziehen, 
der - ebenso wie die Veranstalter - berechtigt ist, gegen die beabsichtigte Festsetzung 
eines früheren Beginnes oder eines späteren Endes der Sperrzeit Einwendungen zu 
erheben. Ein nach Z. 1 erlassener Bescheid wirkt auch gegenüber künftigen 
Veranstaltern. 
  (5) ... 
 
  § 28.  (1) ...  
  (2) Der Veranstalter ist insbesondere auch verpflichtet, die die Veranstaltung und die 
Veranstaltungsstätte betreffenden behördlichen Verfügungen und Bescheinigungen 
aufzubewahren und den Überwachungsorganen des Magistrates oder der Landes-
polizeidirektion Wien auf Verlangen vorzuweisen. Er hat ferner dafür zu sorgen, daß 
im Falle einer Gefahr an die Besucher rechtzeitig die Aufforderung zum Verlassen der 
Veranstaltungsstätte ergeht und in seiner Abwesenheit während der Veranstaltung 
ständig eine geeignete, zuverlässige Aufsichtsperson anwesend ist, welche von ihm 
ermächtigt sein muß, alle Maßnahmen zu ergreifen, die zur Einhaltung der ihn 
treffenden Pflichten erforderlich sind. Die Verantwortlichkeit des Veranstalters und 
die ihm daraus erwachsende Pflicht zur laufenden Überwachung der Veranstaltung 
wird jedoch durch die Bestellung einer Aufsichtsperson nicht berührt. 
  (2a) bis (3) ... 
 
  § 35.  (1) Soweit nicht ausdrücklich anderen Behörden (z. B. der Landes-
polizeidirektion Wien) ein Aufgabenbereich zugewiesen ist, obliegt die Vollziehung 
dieses Gesetzes in erster Instanz dem Magistrat. 
  (2) ...  
  (3) Der Landespolizeidirektion Wien obliegt: 
  1.  die Abgabe von Stellungnahmen (§ 5 Abs. 2 und 3, § 8 Abs. 4, § 18 Abs. 5,  
  § 19 Abs. 4 und § 26 Abs. 4), 
  2.  die Abgabe von Äußerungen (§ 18 Abs. 5), 
  3.  das Recht der Berufung gegen Konzessionsverleihungen (§ 18 Abs. 5), 
  4.  die Abgabe von Ernennungsvorschlägen (§ 22 Abs. 2), 
  5.  die Überwachung von Veranstaltungen, soweit sie sich nicht auf betriebs-
 technische, bau- oder feuerpolizeiliche Rücksichten erstreckt, 
  6.  die Vorschreibung oder Bewilligung von besonderen sicherheitspolizeilichen 
 Überwachungen (§ 25 Abs. 6), 
  7.  die Überwachung der Sperrzeiten (§ 26), 
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  8.  die Ahndung von Verwaltungsübertretungen nach § 32 Abs. 2 a; hiebei sind die 
 Bestimmungen des § 50 VStG mit der Maßgabe anzuwenden, daß Geldstrafen 
 bis zu einem Höchstbetrag von 21 Euro eingehoben werden dürfen,  
  9.  bei Verwaltungsübertretungen nach § 32 Abs. 1, 2 und 3 
  a)  die Festnehmung gemäß § 35 VStG, 
  b)  die Vorschreibung einer Sicherheitsleistung gemäß § 37 VStG, 
  c)  das Absehen von einer Festnehmung unter Festsetzung einer Sicherheitssumme 
 gemäß § 37 a VStG, 
  d)  die Einhebung von Organstrafverfügungen; hiebei sind die Bestimmungen des 
 § 50 VStG mit der Maßgabe anzuwenden, daß Geldstrafen bis zu einem 
 Höchstbetrag von 21 Euro eingehoben werden dürfen.  
  (4) Über Berufungen gegen Bescheide des Magistrats als 
Bezirksverwaltungsbehörde und der Landespolizeidirektion Wien entscheidet der 
Unabhängige Verwaltungssenat Wien. Über Berufungen gegen Bescheide des 
Magistrats, die im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde (Abs. 2) erlassen wurden, 
entscheidet der Berufungssenat. 
 
 
Art. XII: Änderung des Wiener Veranstaltungsstättengesetzes 
 
  § 13.  (1) bis (7) ...  
  (8) Findet eine Eignungsfeststellung gemäß § 21 des Wiener Veranstaltungsgesetzes 
statt, sind hiebei die im Hinblick auf Art und Größe der Veranstaltungsstätte allenfalls 
erforderlichen Dienstplätze für die Überwachungsorgane des Magistrates (technische 
Beamte, Feuerwehrbeamte) und der Landespolizeidirektion Wien nach ihrer Anzahl 
und in der Weise festzusetzen, daß den Überwachungsorganen die Erfüllung der ihnen 
zukommenden Aufgaben ohne Erschwernis möglich ist. 
 
  § 20.  (1) ...  
  (2) Der verantwortliche Beleuchter (sein Stellvertreter) hat während seines Dienstes 
in der Veranstaltungsstätte die für ihn gemäß § 23 Abs. 3 des Wiener Veranstaltungs-
gesetzes ausgestellte Legitimation mitzuführen und den Überwachungsorganen des 
Magistrates und der Landespolizeidirektion Wien auf deren Verlangen vorzuweisen. 
Er hat dafür zu sorgen, daß unberufene Personen an der Beleuchtungsanlage nicht 
manipulieren können. An Tagen, an denen eine Veranstaltung stattfindet, hat er den 
Isolationswiderstand der elektrischen Anlage zu überprüfen und das Ergebnis dieser 
Überprüfung in ein Buch einzutragen, das den behördlichen Aufsichtsorganen auf 
Verlangen vorzulegen ist. 
  (3) Der in der Veranstaltungsstätte anwesende verantwortliche Beleuchter 
(Stellvertreter) muß an den von den Überwachungsorganen des Magistrates oder der 
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Landespolizeidirektion Wien vor Einlaß der Besucher vorgenommenen Rund-
gängen teilnehmen, sofern nicht der Veranstalter selbst, dessen Geschäftsführer oder 
eine von diesen ermächtigte Aufsichtsperson (§ 28 Abs. 2 des Wiener Veranstaltungs-
gesetzes) daran teilnimmt. 
  (4) ... 
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